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Vor mehr als vier Jahren ist das
Zweitwohnungsgesetz (ZWG) in
Kraft getreten. Aus den bisher ge-
sammelten Erfahrungen lassen sich
erste Lehren aus der Umsetzung
dieses Gesetzes ziehen. Zweierlei
Anpassungsbedarf ist auszuma-
chen. Einerseits muss das Gesetz,
das von vielen als zu komplex und
schwer verständlich angesehen
wird, angepasst werden, um Auswir-
kungen zu vermeiden, welche nicht
der Begrenzung des Zweitwoh-
nungsbaus dienen1). Andererseits
soll das Gesetz aber auch praxis-
tauglich sein und ermöglichen, dass
sich betroffene Sektoren, wie bei-
spielsweise die Hotellerie, den aktuel-
len Umständen anpassen können 2).

Ausserdem ist es auch wichtig, die
Gemeinden besser über das Zweit-
wohnungsgesetz zu informieren, so
dass sie sich hinsichtlich ihrer Rech-
te und Pflichten im Klaren sind und
kompetent auf entsprechende An-
fragen reagieren können. In diesem
Punkt erkennt sogar der Bundesrat,
der das Zweitwohnungsgesetz für

wirksam hält, einen Handlungsbe-
darf 3). Wie die SAB, schlägt auch
der Bund vor, dass der Informations-
austausch zwischen den Gemein-
den und den Kantonen verbessert
werden muss. Denn es sind in erster
Linie diese beiden Ebenen, die für
das Monitoring und den Vollzug zu-
ständig sind. 

Abgesehen von den rechtlichen
Aspekten wird häufig vergessen,
dass Zweitwohnungen auch viele
positive Auswirkungen in den Berg-
regionen haben. Zurzeit generieren
sie einen Umsatz von rund 10 Milliar-
den Franken pro Jahr, was etwa
20% der Umsatzzahl des gesamten
Tourismussektors entspricht. Dar-
über hinaus konnte in den vergange-
nen Jahren ein markanter Zuwachs
an Projekten verzeichnet werden,
welche auf eine bessere Auslastung
und auf die Unterstützung der regio-
nalen Wirtschaft abzielen. 

Zweitwohnungsgesetzgebung:
Anpassungen sind notwendig

Résidences secondaires : 
des adaptations pour améliorer
la situation actuelle

1) Siehe Artikel Seiten 4-5
2) Siehe Artikel Seiten 6-7
3) Siehe Medienmitteilung vom 12.05.20221 - admin.ch 

4) Voir article aux pages 4-5.
5) Voir article aux pages 6-7.
6) Voir communiqué du 12.05.2021 - admin.ch 

Cela fait déjà plus de quatre ans que
la loi fédérale sur les résidences se-
condaires (LRS) est entrée en vi-
gueur. Ce laps de temps a permis
de tirer plusieurs enseignements.
D’une part, cette loi, considérée
comme trop complexe et difficile-
ment compréhensible, mérite d’être
adaptée ; notamment pour éviter
qu’elle n’englobe des cas qui ne
concernent pas le sujet de fond, soit
la limitation des résidences secon-
daires1). D’autre part, il est néces-
saire qu’elle soit en phase avec les
réalités du marché et permette, par
exemple au secteur hôtelier, de pou-
voir s’adapter aux circonstances ac-
tuelles2). 

Deuxième enseignement : face aux
exigences découlant de cette légis-
lation, il est nécessaire de mieux in-
former les communes, quant à leurs
obligations et à la façon d’aborder
certaines questions. Sur ce point,
même le Conseil fédéral, qui estime
de son côté que la loi sur les rési-
dences secondaires est efficace, re-
connaît néanmoins la nécessité
d’agir3). Tout comme le SAB, il pré-

conise notamment d’améliorer les
échanges entre les communes et les
cantons, étant donné que ces der-
niers constituent les autorités de
surveillance. 

Enfin, au-delà des questions législa-
tives, on a tendance à oublier que
les résidences secondaires peuvent
avoir un impact positif sur les ré-
gions dans lesquelles elles se trou-
vent. Actuellement, elles génèrent
quelque 10 milliards de francs par
an, soit environ 20% du chiffre d’af-
faires produit par le secteur touris-
tique. D’autre part, ces dernières
années, plusieurs projets ont été dé-
veloppés, afin d’améliorer leur occu-
pation et de profiter davantage à
l’économie locale. 

edItorIal 3

Vincent Gillioz – 
Chefredaktor montagna
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Am 1. Januar 2016 ist das Zweit-
wohnungsgesetz in Kraft getreten.
Vorangegangen waren monatelange,
intensive Diskussionen. Als das Ge-
setz letztlich im Parlament beraten
wurde, kam es zu einem Kuhhandel.
Die SVP und Helvetia Nostra einigten
sich auf einen Kompromiss. Das Ge-
setz wurde in einigen Punkten ange-
passt. Dafür erklärte sich Helvetia
Nostra bereit, auf ein Referendum zu
verzichten. Die FDP schloss sich im
Fahrwasser der SVP an und die
Ratslinke lag sowieso auf dem Kurs
von Helvetia Nostra. Somit verblieb
im Parlament nur noch die CVP, wel-
che sich ohne Aussicht auf Erfolg ge-
gen den Kuhhandel stellte. 

UnO6hlige oEEene Hragen
Bereits damals war absehbar, dass
die Zweitwohnungsgesetzgebung
längst nicht alle offenen Fragen re-
geln könnte. Der politische Kuhhan-
del trug auch nicht dazu bei, dass
das ohnehin schon verkorkste Ge-
setz noch besser wurde. Entstanden
ist ein hochkompliziertes Gesetz,
welches für viele nur schwer ver-
ständlich ist. Die schwierige Entste-
hungsgeschichte des Gesetzes äus-
sert sich nur schon darin, dass es
paradoxerweise gar nicht definiert,
was eine Zweitwohnung ist. Das Ge-
setz umschreibt vielmehr umständ-
lich alles, was keine Zweitwohnung
ist. Der Rest gilt dann als Zweitwoh-
nung. Dass das zu zahlreichen Voll-
zugsproblemen führt, überrascht
nicht. 

àertraxte :ntstehungsge-
schichte
Nur schon der kurze Rückblick auf
die schwierige Entstehungsge-

schichte zeigt, dass eine Überprü-
fung und sorgfältige Revision des
Gesetzes und der Vollzugsverord-
nung angebracht ist. Wegen der un-
klaren Gesetzgebung kam es auch
zu zahlreichen Bundesgerichtsurtei-
len. Das Bundesgericht verschärfte
dabei die Anwendung des Gesetzes
oft noch zusätzlich. So lässt das
Zweitwohnungsgesetz zum Beispiel
den Abbruch, Wiederaufbau und die
Erweiterung einer altrechtlichen Erst-
wohnung zu. Das Bundesgericht
kam aber zum Schluss, dass die Ku-
mulation von Wiederaufbau und Er-
weiterung nicht zulässig sei. 

jirxungsmessung ohne jirxung
Das Zweitwohnungsgesetz sieht vor,
dass die Wirkungen der Gesetzge-
bung vier Jahre nach Inkrafttreten
evaluiert werden müssen. Im Jahr
2020 wurde diese Wirkungsmes-
sung durchgeführt. Aus mehreren
externen Studienmandaten resultier-
te ein Papierberg von über 500 Sei-
ten. Der Bundesrat zog im Mai 2021
ein lapidares Fazit aus diesen um-
fangreichen Studien: unmittelbaren
Anpassungsbedarf sieht er nur bei
einigen Vollzugsfragen. Eine Geset-
zesrevision erscheint ihm jedoch
nicht nötig. Lieber will man in vier
Jahren nochmals schauen, ob sich
allenfalls weitere Wirkungen erken-
nen lassen, die eine Gesetzesrevisi-
on rechtfertigen würden. 

Revision n�tig
Dieser Befund des Bundesrates
überrascht einigermassen, liegt doch
der Revisionsbedarf offen auf der
Hand. Die SAB hat ihrerseits die
Punkte zusammengetragen, die revi-
diert werden müssen und die parla-

mentarischen Kommissionen ent-
sprechend informiert. Mit den Revisi-
onspunkten wird der eigentliche
Kern der Zweitwohnungsinitiative
nicht in Frage gestellt. Der Bau neuer
Zweitwohnungen soll weiterhin nicht
möglich sein. Hingegen sollen vor al-
lem jene Punkte korrigiert werden,
die von der Initiative gar nicht direkt
anvisiert wurden und der Vollzug soll
verbessert werden. 

:rstVohnungen
Bei der Volksabstimmung vom 11.
März 2012 wollte wohl niemand
ernstlich die Erstwohnungen ein-
schränken. In der Tat sind aber auch
Erstwohnungsbesitzer massiv be-
troffen. Dazu gehört z.B. für altrecht-
liche Erstwohnungen das bereits er-
wähnte Verbot von Wiederaufbau
und Erweiterung. Neurechtliche Erst-
wohnungen, die nach dem 11. März
2012 erstellt wurden, erhalten im
Grundbuch eine Nutzungsauflage
und dürfen nur noch als Erstwoh-
nungen genutzt werden. Das ist ein
massiver Eingriff in die Eigentums-
rechte. Zweitwohnungsgemeinden
müssen zum Teil mit externen Gut-
achten aufwendig nachweisen, dass
neu erstellte Mietwohnungen wirklich
nur für Ortsansässige und nicht für
Ferienaufenthalter erstellt werden. 

yotellerie
Auch die Hotellerie ist stark betrof-
fen. Hier macht sich unter anderem
der erwähnte politische Kuhhandel
bemerkbar. Nicht mehr rentable Ho-
tels dürfen nach geltender Gesetz-
gebung nur zu 50% in Zweitwohnun-
gen umgenutzt werden. Diese Zahl
von 50% hat keinen Bezug zur Rea-
lität. Es sollte vielmehr möglich sein,

Zweitwohnungsgesetz – Revision 
nötig!
Die Zweitwohnungsgesetzgebung muss revidiert werden. Sie hat zu
unerwünschten Nebeneffekten geführt, die so nicht beabsichtigt waren.
Diese Effekte müssen durch eine sorgfältige und umfassende Revision
beseitigt werden. Zudem müssen kurzfristig Verbesserungen in der
Vollzugspraxis umgesetzt werden. 
zhomas :gger / SABk / Bern

monatsthema4
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dass nicht mehr rentable Hotels voll-
ständig aus dem Markt verschwin-
den können. Gemeinden, welche die
Hotels schützen wollen, können z.B.
eine Hotelzone errichten. 

àollOug verbessern
Was den Vollzug anbelangt, so ist die
SAB u.a. der Überzeugung, dass der
Informations- und Erfahrungsaus-
tausch unter den Gemeinden und
Kantonen gestärkt werden muss. Die
SAB hat dem Bund angeboten, zu-
sammen mit dem Gemeindeverband
eine entsprechende Plattform zur
Verfügung zu stellen. 

1emeinden unter 1eneral-
verdacht
Generell führt die Zweitwohnungsge-
setzgebung zu einer zweigeteilten
Schweiz. Die Zweitwohnungsge-
meinden müssen grosse Auflagen
auf sich nehmen und sich mit dem
schwer verständlichen und komple-
xen Zweitwohnungsgesetz befas-
sen. Umweltverbände sprechen ge-
gen alle möglichen Bauvorhaben ein,
auch gegen eindeutige Erstwohnun-
gen und sogar gegen Güllegruben.
Die Einsprachenflut führt zu jahrelan-
gen Verzögerungen mit Rechtsstrei-
tigkeiten oft bis zum Bundesgericht.
Das wirkt auf Bauherren abschrek-
kend und senkt die Attraktivität von
Berggemeinden erheblich. Zweit-
wohnungs-Gemeinden werden zu-
dem quasi unter Generalverdacht
gestellt, dass jede neue Wohnung
missbräuchlich verwendet werden
könnte. Durch Anpassungen in der
Zweitwohnungsgesetzgebung könn-
te diese Ungleichbehandlung zumin-
dest gemindert werden. 

I RÉSUMÉ

Il Eaut réviser la loi sur les 
résidences secondaires
Entrée en vigueur le 1er janvier 2016,
la loi sur les résidences secondaires
(LRS) est le résultat d’un marchan-
dage conclu entre Helvetia Nostra et
l’UDC. De fait, ce texte législatif est
hautement complexe et difficilement
interprétable par les non-spécia-
listes. Cela se traduit notamment par
le dépôt de nombreux cas auprès
des tribunaux. D’autre part, plusieurs
points méritent d’être corrigés, car

produisant des effets indésirables.
Cela concerne, par exemple les rési-
dences principales, qui ne peuvent
être démolies, reconstruites et
agrandies. Du côté de l’hôtellerie, la
possibilité, pour un établissement
hôtelier non rentable, de ne pouvoir
transformer que 50% de sa surface
en résidences secondaires, ne cor-
respond pas aux réalités du marché.
Dans un tel cas, il faudrait permettre
à ces hôtels de disparaître. Le SAB
estime que l’application de la LRS
doit être améliorée, notamment par
le biais d’échanges d’informations
entre les communes et les cantons.
Enfin les associations de défense de
l’environnement ont tendance à
s’opposer à toutes sortes de projets
de construction ; y compris ceux
concernant des résidences princi-
pales ou des fosses à lisier. Cela en-
traîne d’importants retards et 
dissuade d’entreprendre des dé-
marches pour la construction d’un
logement. Toutes ces raisons dé-
montrent la nécessité d’adapter la
législation actuelle.

I RIASSUfzN

Il Eaut réviser la loi sur les 
résidences secondaires
Entrée en vigueur le 1er janvier 2016,
la loi sur les résidences secondaires

(LRS) est le résultat d’un marchanda-
ge conclu entre Helvetia Nostra et
l’UDC. De fait, ce texte législatif est
hautement complexe et difficilement
interprétable par les non-spéciali-
stes. Cela se traduit notamment par
le dépôt de nombreux cas auprès
des tribunaux. D’autre part, de nom-
breux points méritent d’être corrigés,
car produisant des effets indésira-
bles. Cela concerne, par exemple les
résidences principales, qui ne peu-
vent être démolies, reconstruites et
agrandies. Du côté de l’hôtellerie, la
possibilité, pour un établissement
hôtelier non rentable, de ne pouvoir
transformer que 50% de sa surface
en résidences secondaires, ne corre-
spond pas aux réalités du marché.
Dans un tel cas, il faudrait permettre
à ces hôtels de disparaître. Le SAB
estime que l’application de la LRS
doit être améliorée, notamment par
le biais d’échanges d’informations
entre les communes et les cantons.
Enfin les associations de défense de
l’environnement ont tendance à
s’opposer à toutes sortes de projets
de construction ; y compris ceux
concernant des résidences principa-
les ou des fosses à lisier. Cela entraî-
ne d’importants retards et dissuade
d’entreprendre des démarches pour
la construction d’un logement. Tou-
tes ces raisons démontrent la néces-
sité d’adapter la législation actuelle.

Entgegen der Meinung des Bundesrates ist die SAB der Ansicht, dass eine Revision des Bundesge-
setzes über Zweitwohnungen notwendig ist. (Rosswald – Thomas Egger)
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Das Zweitwohnsitzgesetz muss umfassend
überarbeitet werden
Der Kompromiss, der die Verabschiedung des Zweitwohnungsgesetzes
durch das Parlament im März 2015 erst ermöglichte, war für die Hotelle-
rie besonders einschneidend. Die Hoteliers hatten das Gefühl, dass sie
um ihre berufliche Vorsorge gebracht würden. Sie waren und sind mit 
einem schwerfälligen Gesetz konfrontiert, das den neuen Geschäftsmo-
dellen der Branche nicht Rechnung trägt. HotellerieSuisse spricht sich
deshalb für eine umfassende Revision des Gesetzes aus und nicht für 
einige wenige administrative Änderungen, wie sie der Bundesrat in seiner
Analyse der Auswirkungen des Gesetzes vorgeschlagen hat.
?hristophe yans / Teiter wublic AEEairs / yotellerieSuisse

Die wichtigsten Punkte, die aus Sicht
der Beherbergungsbranche überar-
beitet werden müssen, zusammen-
gefasst:

:ine Ausstiegsstrategie Eèr nicht
VettbeVerbsE6hige yotels
Erstens müssen Hotels vollständig in
Zweitwohnungen umgewandelt wer-
den dürfen, statt wie bisher maximal
zu 50 Prozent (Art. 8, Abs. 4 RSG),
denn diese Regel ist nur sehr schwer
umsetzbar. Wie kann eine bereits un-
rentable Liegenschaft durch eine Re-
duktion der Fläche um 50 Prozent
rentabel gemacht werden, wenn Ho-
tels in Bergeregionen bereits heute
oftmals zu klein sind, um rentabel zu
sein und es generell keinen Markt für
Erstwohnungen gibt (Art. 8 Abs. 4
RSG)? Mit der Wiedereinführung der
Möglichkeit, Hotelbetriebe vollstän-
dig in Ferienwohnungen umzuwan-
deln, würde der Gesetzgeber einen
Strukturwandel einleiten. Auf diese
Weise würden unrentable und aus-
sichtslose Betriebe auf natürliche
Weise aus dem Markt gedrängt (Exit-
Strategie). Denn ein Hotel sollte in
der Lage sein, die aktuellen Erwar-
tungen der Gäste zu erfüllen, anson-
sten wird die hohe Qualität von Feri-
en in der Schweiz gefährdet.

Auch HerienVohnungen st6rxen
struxturschVache Regionen
Das Parlament befürchtete bei der
Ausarbeitung des Gesetzes, dass ei-
ne vollständige Umgestaltung zu

Spekulationen führen würde. Diese
Befürchtung ist unbegründet, da
sich die betroffenen, meist kleinen
Hotels in der Regel in strukturschwa-
chen Gebieten befinden. Hier ist die
Schaffung einiger zusätzlicher Feri-
enwohnungen willkommen, um die
lokale Wirtschaft zu unterstützen.
Wir sollten nicht alle Zweitwohnun-
gen verteufeln. Sie haben auch eine
stabilisierende Wirkung für gewisse
Regionen. So waren die Bewohne-
rinnen und Bewohner einiger Täler
etwa während des Frankenschocks
und aktuell aufgrund der Covid-Krise
dankbar dafür. Kommt hinzu, dass
Hotels, die als Zweitwohnungen um-
genutzt werden, bereits Teil der Dorf-
struktur sind. Eine Nutzungsände-
rung verursacht folglich keine
zusätzlichen Schäden an der Land-
schaft.

àereinEachung der 
bèroxratischen wroOesse
Die zweite Forderung betrifft die An-
forderungen, die an Hoteliers gestellt
werden, welche die Nutzung ihres
Betriebs ändern wollen (Art. 8, Abs.
4 und 5): Diese Anforderungen sind
schwerfällig, bürokratisch und teil-
weise unerfüllbar. Das eklatanteste
Beispiel ist die Anforderung an den
Hotelier, nachzuweisen, dass er in
den letzten 25 Jahren keinen Fehler
begangen hat, der seinen Betrieb
gefährdet. Wie können Verantwort-
lichkeiten über einen so langen Zeit-
raum in einem sich ständig verän-

dernden Umfeld festgehalten wer-
den?

Bessere Berècxsichtigung der
neuen 1esch6Etsmodelle
Die dritte Forderung bezieht sich auf
Art. 8, Abs. 1, Buchstabe d. Dieser
Artikel sieht vor, dass ein Hotelbe-
trieb zwar Wohnungen schaffen
kann, diese jedoch eine bauliche und
funktionale Einheit mit dem beste-
henden Betrieb bilden müssen. Die-
se Bestimmung entspricht weder
den neuen Geschäftsmodellen noch
dem Geist der Initiative zur Schaf-
fung von warmen Betten. Solange
der Hotelier nachgewiesen hat, dass
nur ein Umbau seinen Betrieb wieder
auf Kurs bringt (Art. 8 Abs. 1 Bst. a)
und er die erzielten Einnahmen in sei-
nen Betrieb reinvestiert (idem, Bst.
b), spielt es keine Rolle, wo und in
welcher architektonischen Form er
investiert. Das Gesetz über Zweit-
wohnsitze ist nicht dazu da, dies vor-
zugeben. Die Gemeinden verfügen
über andere Mittel, um eine nicht
standortgerechte Bebauung zu ver-
hindern. Heute bietet der Hotelier ei-
ne Vielzahl von Beherbergungs-
dienstleistungen an. Zum Beispiel
verwaltet er neben seinem Hotel
auch Serviced Apartments oder
Zweitwohnungen. Durch eine solche
Diversifizierung gelingt es ihm, die
Kundenbedürfnisse besser zu erfül-
len.
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Anpassung der FeEinitionen
Schliesslich tragen die Definitionen
der «Nutzflächen», welche die
Grundlage für jede Nutzungsände-
rung bilden, der Realität des Hotel-
baus nicht Rechnung. Diese Defini-
tionen stimmen auch nicht mit denen
der Lex Koller überein, was zu
Rechtsunsicherheit für die Anleger
führt.
Zusammenfassend lässt sich sagen,
dass es fünf Jahre nach Inkrafttreten
des Gesetzes Sache des Parlaments
ist, zu korrigieren, was es selbst initi-
iert hat. Die Frage der Zweitwohnun-
gen ist zu wichtig, um sie allein der
Interpretation der Bundesverwaltung
zu überlassen. Nur eine vereinfachte,
flexible und zukunftsorientierte Ge-
setzgebung, die den Erwartungen
der Gäste gerecht wird, kann den
Herausforderungen der struktur-
schwächsten Regionen nachhaltig
begegnen, ohne dem Geist der
Volksinitiative zu widersprechen.

I RÉSUMÉ

Ta loi sur les résidences 
secondaires mérite une relec-
ture globale
Pour HotellerieSuisse, l’actuelle loi
sur les résidences secondaires est
inadaptée et nécessite d’impor-
tantes corrections. Premièrement,
les hôtels non concurrentiels doivent
pouvoir être totalement transformés
en résidences secondaires, au lieu
des 50% de la surface disponible
prévus actuellement dans la loi. Car
un hôtel non rentable ne pourra cer-
tainement pas améliorer sa situation
financière en réduisant sa surface de
moitié. La proposition émise par Ho-
tellerieSuisse devrait aussi permettre
d’éliminer les établissements qui ne
sont plus concurrentiels. D’autre
part, le risque de spéculation, lié à la
transformation totale d’établisse-
ments hôteliers est extrêmement fai-
ble ; car les hôtels en question se
trouvent généralement dans des
destinations structurellement faibles.
Deuxièmement, les exigences per-
mettant de transformer les 50% d’un
hôtel en logements sont perçues
comme étant trop élevées, voire ir-
réalistes. Car elles demandent no-
tamment que le propriétaire ou l’ex-
ploitant puisse prouver, durant les 25

dernières années, que le manque de
rentabilité de son établissement ne
soit pas imputable à un comporte-
ment fautif. Il en va de même en ce
qui concerne les dispositions de-
mandant qu’il y ait une unité archi-
tecturale et fonctionnelle entre l’hôtel
et les logements qui y seraient créés.
Pour HotellerieSuisse, si un hôtelier
peut assurer la pérennité de son éta-
blissement en créant des logements,
peu importe quels en seront le lieu
et/ou sa forme architecturale. Les
communes ont d’autres moyens
pour empêcher la construction d’un
bâtiment qui ne s’intégrerait pas
dans leur site. En conclusion, Hotel-
lerieSuisse souhaite que le Parlement
modifie l’actuelle loi, en la simplifiant,
en la rendant plus flexible et davan-
tage orientée vers les futurs défis
auxquels ce secteur devra faire face.

I RIASSUfzN

Ta legge sulle residenOe secon-
darie merita una rilettura globale
Per HotellerieSuisse, l’attuale legge
sulle residenze secondarie è inade-
guata e richiede significativi adegua-
menti. In primo luogo, gli alberghi
non concorrenziali devono poter es-
sere completamente convertiti in re-
sidenze secondarie, invece del 50%
della superficie disponibile, come
previsto attualmente dalla legge. Per-
ché un albergo non redditizio non
potrà certamente migliorare la pro-

pria situazione riducendo la propria
superficie della metà. La misura pro-
posta da HotellerieSuisse dovrebbe
anche permettere di eliminare le
strutture che non sono più competiti-
ve. D’altra parte, il rischio di specula-
zione, legato alla trasformazione 
totale delle strutture alberghiere, è
estremamente basso ; perché gli al-
berghi in questione si trovano gene-
ralmente in destinazioni struttural-
mente deboli. In secondo luogo, i
requisiti per convertire il 50% di un al-
bergo in alloggi sono considerati
troppo elevati, se non irrealistici. In
particolare, essi esigono che il pro-
prietario o il gestore possa provare,
che nel corso degli ultimi 25 anni, la
mancanza di redditività della sua
struttura non sia imputabile a com-
portamenti inadempienti . Lo stesso
vale per le disposizioni che richiedo-
no che ci sia un’unità architettonica e
funzionale tra gli alberghi e gli alloggi
che vi verrebbero creati. Per Hotelle-
rieSuisse, se un albergatore potesse
garantire la sostenibilità della sua
struttura creando degli alloggi, poco
importa dove saranno e/o la loro
struttura architettonica. I comuni
hanno altri mezzi per impedire 
che una costruzione che non sia inte-
grata in un luogo. In conclusione, Ho-
tellerieSuisse si augura che il Parla-
mento modifichi la legge attuale,
semplificandola, rendendola più fles-
sibile e maggiormente orientata ver-
so le sfide future che questo settore
dovrà affrontare.

HotellerieSuisse ist der Ansicht, dass das geltende Bundesgesetz über Zweitwohnungen unangepasst
ist. (Les Diablerets – SAB)
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Les communes face à la complexité 
de la loi sur les résidences secondaires
Depuis l’entrée en vigueur de la loi sur les résidences secondaires, en
2016, le travail des communes s’est complexifié et la charge de 
travail a augmenté. C’est ce que confirme Luc Fellay, président de la
Conférence des président(e)s de communes touristiques de mon-
tagne1) et ancien président de la commune de Champéry.
àincent 1illioO / SABk / Berne

Luc Fellay, président de la Conférence des
président(e)s de communes touristiques
de montagne

:n Cuoi consistent les princi-
pales eLigences administratives 
pour les communes  découlant
de la législation sur les rési-
dences secondaires ’ 
Il est vrai que c’est devenu assez
complexe. Comme nous avons près
de 60%2) de résidences secondaires
à Champéry, notre commune n’a
plus à traiter de dossier pour la
construction de tels logements. En
revanche, depuis l’entrée en vigueur
de cette législation, nous devons
contrôler de nombreuses données,
lorsqu’un propriétaire souhaite par
exemple transformer ou agrandir
son logement de vacances, comme
sa date de construction. Pour les
demandes liées à la construction de
résidences principales, le futur pro-
priétaire doit prouver que son projet
répond aux conditions fixées. Il doit
notamment démontrer que ses pa-
piers sont bien déposés dans notre

commune. Pour le cas où une per-
sonne souhaiterait construire un bâ-
timent comprenant plusieurs loge-
ments, nous devons aussi nous
assurer que l’usage des apparte-
ments loués correspond à une oc-
cupation permanente, soit en tant
que logement principal. Tous ces
exemples démontrent une augmen-
tation des charges administratives
auxquelles les communes doivent
actuellement faire face.

:st-ce Cue cela représente-t-il
une charge de travail impor-
tante ’
Je dirais plutôt que nous devons ré-
gulièrement faire face à des situa-
tions compliquées. C’est par exem-
ple le cas, lorsque au sein d’un
couple, l’un d’eux habite sur place,
alors que le second souhaite résider
dans un autre canton. Dans ce
genre de situation, il faut obtenir des
éclaircissements pour déterminer si
le cas en question correspond à la
réalité. Il est notamment nécessaire
de savoir où sont déposés les pa-
piers des personnes concernées, si
le bien immobilier est bien enregistré
au registre foncier en tant que rési-
dence principale, auprès de quelle
commune les impôts seront payés,
etc. Actuellement, il n’y a plus de
cas simples, tout s’est complexifié. 

:n raison de la compleLité de la
législation en vigueur  est-ce Cue
la commune a dê Eaire appel 2 un
Duriste ’
Effectivement, la commune ne pos-
sède pas les compétences et les 
capacités pour régler certaines
questions problématiques. C’est
pourquoi nous faisons régulièrement

appel à un avocat. Il est clair que la
plupart grandes communes ont les
moyens de se payer un service juri-
dique, ce qui n’est pas le cas de
Champéry. Pour notre part, nous
avons constitué un groupe d’avo-
cats qui interviennent selon les pro-
blématiques auxquelles nous de-
vons faire face. 

:st-ce CuGil 0 a beaucoup de pro-
Dets  dans le domaine de la
construction  Cui ont été retar-
dés ou annulés suite 2 lGentrée
en vigueur de la loi sur les rési-
dences secondaires ’
Oui, car les mesures législatives
sont souvent très tatillonnes. Dans
ce contexte, certaines personnes
réfléchissent à deux fois, avant de
se lancer dans un projet dont l’achè-
vement risque de s’éterniser. D’au-
tre part, certaines organisations,
comme Helvetia Nostra, déposent
une opposition presque chaque fois
qu’une demande de permis de
construire est mise à l’enquête pu-
blique. 

öuels ont été les principauL eE-
Eets constatés  au sein de la
commune de ?hampér0  depuis
lGapplication de la législation sur
les résidences secondaires ’
Au niveau immobilier, il est clair que
l’on a passé, pour les chalets de va-
cances, de la construction à leur ré-
novation et à leur agrandissement.
En revanche, grâce la construction
de nouvelles résidences principales,
nous sommes parvenus à augmen-
ter le nombre d’habitants, notam-
ment au cours des trois à quatre
dernières années. Mais en raison 
de l’important prix des terrains à



9thème mensuel

Montagna 10 | 2021

construire, nous avons actuellement
de la peine à attirer par exemple de
jeunes familles. Cela se traduit no-
tamment par un vieillissement de la
population. C’est pour cela que la
commune cherche des moyens pour
attirer des entreprises, ainsi que de
jeunes résidents. Enfin, en raison de
la loi sur l’aménagement du territoire,
qui limite les zones à bâtir, nous 
devrons, à l’avenir, densifier les
constructions au sein du village. 

?omment se passent les
contacts entre la commune et les
propriétaires dGobDets immobi-
liers concernés par la législation
sur les résidences secondaires ’
De manière générale, les relations
avec ces personnes sont plutôt
bonnes. Au sein de la vallée, les pro-
priétaires de logements de vacances
sont regroupés au sein d’une asso-
ciation. Pour nous, ils constituent
des partenaires quant aux questions
liées à l’avenir et au développement
de la commune et de la région. Dans
ce cadre, nous les avons par exem-
ple contactés, notamment afin de
leur démontrer les avantages de ré-
sider dans une commune comme
Champéry. De cette façon, nous
sommes parvenus à augmenter le
nombre de résidents domiciliés au
sein de notre commune. A noter
aussi que l’arrivée du coronavirus a
incité de nombreuses personnes à
venir se réfugier dans leur résidence
secondaire, lors de la période de
confinement. Suite à cet épisode,
certains ont d’ailleurs décidé de dé-
poser leurs papiers à Champéry. 

öuels sont pour vous les princi-
pauL problWmes liés 2 la loi ac-
tuelle ’
Personnellement, je vois deux pro-
blèmes principaux. Le premier
concerne les conditions liées à la
transformation et à l’agrandissement
des résidences secondaires. Le se-
cond découle des restrictions pour la
création de logements dans les hô-
tels non rentables3). Ces deux ques-
tions méritent d’être retravaillées par
le Parlement fédéral. 

1) La Conférence des présidents de com-
munes touristiques de montagne constitue
un groupe de travail se prononçant sur 

divers sujets liés au tourisme (voir
www.sab.ch). 
2) La loi fédérale sur les résidences secon-
daires concerne les communes comptant
une proportion de résidences secondaires
supérieure à 20%.
3) Voir à ce sujet l’article aux pages 6 – 7. 

I üUSAMM:fHASSUf1

1emeinden sind xonErontiert mit
der ûompleLit6t des üVeitVoh-
nungsrechts 
Seit dem Inkrafttreten des Zweit-
wohnungsgesetzes im Jahr 2016 ist
die Arbeit der Gemeinden deutlich
komplexer geworden und die Ar-
beitsbelastung hat zugenommen.
Die Gemeinde Champéry (VS), in der
fast 60 % der Zweitwohnungen lie-
gen, ist ein gutes Beispiel dafür. Ins-
besondere die Kontrollen, welche die
Gemeinden durchführen müssen,
führen zu einer erheblichen Arbeits-
belastung. Dies kommt z. B. bei der
Erweiterung von Ferienhäusern zum
Tragen, wenn sichergestellt werden
muss, dass das Projekt den gesetzli-
chen Anforderungen entspricht.
Aber auch beim Bau eines Haupt-
wohnsitzes muss die Gemeinde bei-
spielsweise prüfen, ob der künftige
Eigentümer seine Papiere in der Ge-
meinde hat und ob die betreffende
Wohnung als Hauptwohnsitz genutzt
werden soll. Andererseits überlegen
sich potenzielle Bauherren aufgrund
der Komplexität des Gesetzes und
der aufwändigen Massnahmen oft
zweimal, ob sie Projekt in Angriff
nehmen, da sich die Prozesse ewig
hinziehen können. Luc Fellay, Präsi-
dent der Konferenz der Präsidenten
der Ferienorte im Berggebiet und
ehemaliger Präsident der Gemeinde
Champéry, ist der Ansicht, dass zwei
Punkte des Zweitwohnungsgeset-
zes von den Räten revidiert werden
sollten: Einerseits betrifft dies die Be-
dingungen für den Umbau und die
Erweiterung von Zweitwohnsitzen;
andererseits die Beschränkungen für
die Schaffung von Unterkünften in
unrentablen Hotels. Diese beiden
Fragen bedürfen einer Überarbei-
tung durch das eidgenössische Par-
lament.

I RIASSUfzN

I comuni di Eronte alla complessi-
t2 della legge sulle residenOe se-
condarie
Dall’entrata in vigore della legge sulle
residenze secondarie, nel 2016, il la-
voro dei comuni è diventato significa-
tivamente più complesso e il carico di
lavoro è aumentato. In questo conte-
sto, il comune di Champéry (VS), che
conta circa il 60% di residenze se-
condarie, rappresenta un buon
esempio. In linea generale, sono prin-
cipalmente i controlli che devono es-
sere effettuati dai comuni che rappre-
sentano un carico di lavoro
significativo. Ciò può ad esempio
concernere l’ampliamento degli al-
loggi di vacanza, richiedendo la ga-
ranzia che il progetto in questione
soddisfi i requisiti previsti dalla legge.
Ma ciò può anche concernere la co-
struzione di residenze principali. Per-
ché in questo caso, il comune deve
per esempio verificare che il futuro
proprietario avrà i suoi documenti nel
comune e che l’alloggio in questione
sarà utilizzato come alloggio princi-
pale. D’altra parte, a causa della
complessità della legge e di misure
pignole, alcune persone ci pensano
due volte, prima di intraprendere un
progetto il cui completamento rischi
di trascinarsi. Infine, per Luc Fellay,
presidente della Conferenza dei pre-
sidenti dei comuni turistici di monta-
gna ed ex presidente del comune di
Champéry, due punti contenuti nella
legge sulle residenze secondarie,
meritano di essere rielaborati dalle
Camere federali. Il primo riguarda le
condizioni legate alla trasformazione
e all’ampliamento delle residenze se-
condarie. D’altra parte, ci sono delle
restrizioni legate alla creazione di al-
loggi in alberghi non redditizi. Queste
due questioni meritano di essere rie-
laborate dal Parlamento federale. 
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Zweitwohnsitze in den Berggebieten
Zweitwohnsitze in den alpinen Destinationen gibt es schon seit vielen
Jahren. Die Lust der Städter in den Bergen zu wohnen, wenn auch nur
teilzeitlich, ist so alt wie der Bergtourismus. Der intensive Bau solcher
Zweitwohnungen hat 2012 zur Annahme der Volkinitiative zur 
Beschränkung dieser Bautätigkeit geführt. Die nachfolgenden Überle-
gungen zeigen die sozialen und wirtschaftlichen Vorteile auf, die den 
Gemeinden durch die Bewohner und Bewohnerinnen der Zweitwoh-
nungen, den Zweitheimischen, wie sie heute treffend genannt werden,
entstehen. Aber auch auf die Herausforderungen für ein gutes Zusam-
menleben zwischen Ein- und Zweitheimischen wird hingewiesen.
yeinrich Summermatter / AllianO üVeitVohnungen SchVeiO / Bern

Beginn des üVeitVohnungsbaus
in den Alpen 
Anfangs der Sechzigerjahre fand in
den Bergregionen der Schweiz ein
eigentlicher Bauboom an neuen Fe-
rienliegenschaften statt. Treiber die-
ser Entwicklung war einerseits die
Bereitschaft der Einheimischen,
Land zu verkaufen und anderseits
ein zunehmend stärkeres Bauge-
werbe vor Ort, das Aufträge suchte.
Die neuen Objekte stiessen beim
schweizerischen Mittelstand auf ein
reges Interesse und fanden einen
guten Absatz. Die Käufer besassen
meistens ein Auto, waren also sehr
mobil und der Besitz einer Ferien-
wohnung sehr erstrebenswert. Viele
Wochenenden und die Ferien wur-
den in den Bergen verbracht.

1enerationenVechsel / 
?hancen und Risixen
Das ist für die Nachkommen der
heutigen Noch-Besitzerinnen weni-
ger der Fall. Einem Ferienort fast
ausschliesslich die Treue zu halten
wird für unsere Jungen immer selte-
ner, zu verlockend sind die konkur-
renzierenden, günstigen Angebote
von nah und fern. Für sie sind Zweit-
wohnungen in der heutigen Art nicht
mehr das Ferienmodell ihrer Wahl,
wie das noch für ihre Eltern der Fall
war. Das Pandemie Jahr 2020 war
wohl eher eine Ausnahme, als die
Zweitwohnungen für die junge Ge-
neration, faute de mieux, sehr ge-

fragt waren. Der absehbare Genera-
tionenwechsel wird die Nachkom-
men vor die Frage stellen, das ge-
erbte Objekt zu verkaufen oder zu
behalten und ganz oder teilweise zu
vermieten. Für die Vermietung müs-
sen die Liegenschaften aber vorher
meistens renoviert werden und die
dafür nötigen Mittel müssen vorhan-
den sein. Um das zu bewerkstelli-
gen, haben sich in den Destinatio-
nen bereits einige interessante
Geschäftsmodelle entwickelt: Ob-
jekte nach vorgegebenen, skalierba-
ren Modellen renovieren und dem
Vermietungsmarkt zuführen. Die Ei-
gentümer behalten oder verkaufen
dabei ihre Immobilien.

jertsch�pEung der üVeitVohner
in den Festinationen 
Aktuell gehen wir von rund 420’000
selbst genutzten Zweitwohnungen
für Ferien- und Freizeitzwecke in den
alpinen Destinationen aus. Deren
Bewohner sind gute Kunden beim
Gewerbe und in den Läden. Ver-
schiedene Studien und Untersu-
chungen der letzten Jahre zeigen
auf, dass pro Wohneinheit CHF
20’000 – 30’000 im Jahr für Kon-
sumausgaben und Liegenschafts-
unterhalt in den Gemeinden ausge-
geben wird. Der Gesamtbetrag von
geschätzten 10 Mia pro Jahr macht
gut 20% der schweizerischen Tou-
rismuswirtschaft aus. Die Zweithei-
mischen sind auch gute Steuer- und

Gebührenzahler in den Destinatio-
nen. Sie verursachen keine unge-
deckten Kosten, sondern generieren
während ihres Aufenthalts als treue
und wiederkehrende Gäste eine
wichtige und stabile Wertschöpfung
in den Ferienorten. 

Fer soOiale futOen
Neben dem grossen wirtschaftlichen
Nutzen sind die Zweitheimischen
aber auch eine Bereicherung für das
soziale Leben in den Berggemein-
den. Sie bringen mit ihrem eher
städtisch geprägten Lebensstil neu-
es Erfahrungswissen in den ländli-
chen Raum. Das gute Zusammenle-
ben von Ein- und Zweitheimischen
ist aber auch eine grosse Herausfor-
derung für beide. Die Zweitheimi-
schen erwarten mehr Wertschät-
zung vom Dorf als dem Aufenthalts
oder Tagesgast gewährt wird. An-
derseits müssen die Zweitheimi-
schen auch der Befindlichkeit der
einheimischen Bevölkerung Rech-
nung tragen. Überheblichkeit der
Auswärtigen wird gar nicht ge-
schätzt. Die Dachorganisation der
Zweitheimischen, die Allianz – Zweit-
wohnungen Schweiz, hat das Label
Top Zweitwohnungs – Destination
entwickelt, das Kommunen aus-
zeichnet, die einen offen Dialog mit
und eine grosse Wertschätzung der
Zweitheimischen pflegen: 
www.allianz-zweitwohnungen.ch/label
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L’augmentation de la construction
des résidences secondaires a
conduit, en 2012, à l’acceptation de
l’initiative Weber. Pourtant, comme le
démontre l’organisation « Alliance
Résidences Secondaires Suisse »,
des logements de vacances bien uti-
lisés comportent de nombreux avan-
tages pour les régions concernées.
Actuellement, certaines de ces rési-
dences ne sont plus très utilisées,
notamment du fait que bon nombre
d’entre elles ont été construites dans
les années 1960. A cette époque, les
propriétaires de ces logements y
passaient régulièrement leurs va-
cances, ainsi que leurs fins de se-
maine. Avec l’apparition d’offres tou-
ristiques exotiques et bon marché,
ces infrastructures ont perdu un peu
de leur attrait. De plus, lorsque leurs
propriétaires transmettent leur bien à
leurs successeurs, ces derniers ne
sont pas forcément aussi enthou-
siastes que leurs parents. Dans ce
cadre, les héritiers cherchent sou-
vent à les vendre, voire à les mettre
en location. Des solutions attractives
ont d’ailleurs été mises au point pour
inciter les propriétaires à se lancer
dans cette démarche (voir article aux
pages 12 – 13). 
Actuellement, quelque 420’000 lo-
gements de vacances sont utilisés
par leurs propriétaires. Selon plu-
sieurs études, ces derniers dépen-

sent sur place, entre 20’000 et
30’000 francs par année. Au total,
cela représente quelque 10 milliards
de francs annuels, soit 20% des re-
cettes touristiques suisses. Autre
bonne nouvelle, l’arrivée du corona-
virus a incité de nombreuses per-
sonnes à s’installer dans leur rési-
dence secondaire. Certaines d’entre
elles ont d’ailleurs décidé d’y vivre
partiellement, en passant plus de
temps à la montagne. D’autres pour-
raient décidaient de s’y installer défi-
nitivement. 

I RIASSUfzN

Te residenOe secondarie delle
regioni di montagna  
L’aumento della costruzione di resi-
denze secondarie ha portato, nel
2012, all’accettazione dell’iniziativa
Weber. Tuttavia, come dimostra l’or-
ganizzazione « Alliance Résidences
Secondaires Suisse », delle case di
vacanza ben utilizzate comportano
numerosi vantaggi per le regioni inte-
ressate. Attualmente, il problema de-
riva spesso dal fatto che numerose
residenze sono state costruite attor-
no al 1960. A quel tempo, i proprie-
tari di queste abitazioni vi trascorre-
vano regolarmente le loro vacanze
ed i loro fine settimana. Con la com-

parsa di offerte turistiche esotiche e
a buon mercato, queste infrastruttu-
re hanno perso parte della loro at-
trattiva. Inoltre, quando le persone
che hanno fatto costruire queste 
residenze secondarie hanno tra-
smesso le loro proprietà ai loro suc-
cessori, questi ultimi non erano 
necessariamente così entusiasti co-
me i loro genitori. In questo contesto,
gli eredi spesso cercano di venderle,
o addirittura di affittarle dopo la ri-
strutturazione. Sono state sviluppate
anche soluzioni interessanti per inco-
raggiare i proprietari ad intraprendere
questo approccio (si veda l’articolo
alle pagine 12 – 13). 
Attualmente, circa 420’000 alloggi di
vacanza sono utilizzati dai loro pro-
prietari. Secondo diversi studi, questi
ultimi spendono dai 20’000 ai
30’000 franchi all’anno sul posto. In
totale, si tratta circa di 10 miliardi di
franchi annuali, pari al 20% degli in-
cassi turistici svizzeri. Un’altra buona
notizia, è che l’arrivo del coronavirus
ha spinto molte persone a trasferirsi
nelle loro residenze secondarie. Al-
cuni di loro hanno d’altra parte deci-
so di viverci parzialmente, trascor-
rendo più tempo in montagna. Altri
potrebbero decidere di stabilirvisi in
modo permanente.

üuxunEt
Die Pandemie hat im übrigen die Ver-
wendung der Zweitwohnungen als
Home- und Remote Office weiter 
gefördert. Das gibt eine neue, viel-
versprechende Sicht auf die Zweit-
wohnsitze in den Alpen. Möglicher-
weise entwickelt sich daraus eine Art
von «Multilokalität». Personen, die
sich für ein teilzeitliches Leben in den
Bergen entscheiden ohne vorerst ih-
ren Wohnsitz in den ausseralpinen
Städten ganz aufzugeben. Diese Zu-
wanderinnen in die schweizerischen
Gebirgsräume wären dann eine Art
von «New Highlanders» die sich vor-
stellen können, in Zukunft im Alpen-
raum zu leben.

I RÉSUMÉ

Tes résidences secondaires des
régions de montagne 

Zweitwohnungen können deren Standortregionen wichtige Vorteile bringen. (Val d’Hérens – SAB)
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Renovierung und touristische Aktivierung von
Zweitwohnungen 
Mit dem Projekt RenoRent nimmt sich die FH Graubünden einem der drin-
gendsten Probleme im Alpenraum an und ebnet den Weg für ein Start-up.
forbert y�rburger / Teiter jeiterbildung zourismus / Hachhochschule 1raubènden

Der Sanierungsbedarf bei den über
350’000 Zweitwohnungen im Alpen-
raum ist hoch, da die meisten von ih-
nen vor 1980 gebaut und meist nur
kleinere Renovierungsarbeiten vorge-
nommen wurden. Gleichzeitig steht
bei vielen Objekten der Generatio-
nenwechsel in der Eigentümerschaft
an. Manche Erben haben nicht mehr
dieselbe starke Verbundenheit zur
Liegenschaft und zur Region, was
letztendlich in einer nachlassenden
Nutzung und mangelndem Investiti-
onswillen mündet. Für diese Zielgrup-
pe, welche die Wohnung wenig nutzt,
sie aber nicht verkaufen möchte, bie-
tet das Modell RenoRent, welches
vom Institut für Tourismus und Frei-
zeit (ITF) der FH Graubünden ausge-
arbeitet wurde, eine interessante Op-
tion. 

ûeine Renovationsxosten Eèr die
üVeitVohnungsbesitOenden
Die Basis für das Modell bildet eine

zeitlich begrenzte Nutzniessung der
Liegenschaften durch eine Gesell-
schaft (Reno Rent AG). Diese inve-
stiert an ausgewählten Standorten in
die kollektive und damit kostengün-
stigere Renovierung der Wohnungen
nach einem einheitlichen, marktfähi-
gen Ausbaustandard. Die Besonder-
heit des Modells besteht darin, dass
Zweitwohnungsbesitzende sich im
Regelfall nicht an den Renovations-
kosten beteiligen müssen und eine
geregelte Vergütung für die Bereit-
stellung ihrer Wohnungen sowie fest-
gelegte Eigennutzungsmöglichkeiten
erhalten. Nach der vereinbarten
Nutzniessungszeit kann der/die Ei-
gentümer/in dann wieder frei über die
renovierte Zweitwohnung verfügen. 
Untersucht hat das ITF das Modell
exemplarisch für die Destination Da-
vos Klosters. Neben Marktabklärun-
gen zur Objektverfügbarkeit und zur
Vermietungsbereitschaft wurden die
Renovationsaufwände und Betriebs-

kosten anhand von Musterobjekten
erhoben und das Erlöspotential von
erfolgreich am Markt vermieteten Fe-
rienwohnungen ermittelt. Ausserdem
wurden durch eine im Projekt invol-
vierte Anwaltskanzlei rechtliche Ab-
klärungen unter anderem zur Siche-
rung der Investitionen in fremdes
Eigentum vorgenommen. 

:ine zriplejinSituation
Es konnte aufgezeigt werden, dass
durch RenoRent eine TripleWinSitua-
tion für Wohnungseigentümer, die
Destination und die Immobiliengesell-
schaft entstehen kann. Das Modell
RenoRent ist in der Lage, in gut fre-
quentierten Destinationen einen inter-
essanten Beitrag zur Erneuerung des
Zweitwohnungsbestandes zu leisten.
Es trägt dazu bei, dass das Destinati-
onsangebot mit attraktiven Unter-
künften bereichert wird und so mehr
Anziehungskraft auf neue Gäste aus-
übt. 
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Von der Renovationstätigkeit profi-
tiert das lokale Handwerk und der
Ort wird belebt. Im Vordergrund des
Modells steht aber der Nutzen für
den Eigentümer in Form einer un-
komplizierten Abwicklung der Reno-
vation aus einer Hand, der festverein-
barten finanziellen Beteiligung an den
Mieterlösen und des eigenen Genus-
ses der renovierten Wohnung. Nach
dem Motto «Gebäude, die geliebt
werden, werden erhalten» kann diese
Kombination ein Auslöser für spätere
eigene Investitionen in die Erneue-
rung der gesamten Liegenschaft
sein.
Zweifelsohne besteht die grösste
Herausforderung darin, genügend
Eigentümer für das Modell zu begei-
stern. Die Idee setzt auf monetäre
Anreize und trägt dem Komfortge-
danken Rechnung. Es bleibt zu hof-
fen, dass dies überzeugende Argu-
mente für Eigentümer sind, die ihre
Wohnung wenig nutzen, nicht inve-
stieren, aber auch nicht verkaufen
möchten. 
In Davos findet das Modell unterdes-
sen bereits Anwendung. Im Februar
2020 wurde basierend auf den For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten
der FH Graubünden die Reno Rent
AG gegründet. Diese bietet vielfältige
Leistungspakete für Zweiwohnungs-
besitzende rund um die Renovierung
und Vermietung aus einer Hand an. 
Überzeugt hat die drei Gründer u.a.,
dass das Modell RenoRent nicht nur
innerhalb einer Destination skalierbar
ist, sondern auch auf andere Desti-
nationen übertragen werden kann.
Weitere Informationen:
www.fhgr.ch/renorent

I RÉSUMÉ

àaloriser les résidences 
secondaires eListantes 
La Suisse compte plus de 350’000
résidences secondaires, au sein de
l’espace alpin. Une bonne partie
d’entre elles ont été construites dans
les années 1980. Lorsque les pro-
priétaires transmettent leur bien à
leurs successeurs, ces derniers y
sont souvent moins attachés et
moins liés aux régions dans les-
quelles elles se trouvent. Dans ce
contexte, l’institut du tourisme et des
loisirs de la Haute Ecole des Grisons

a développé un projet baptisé Reno-
Rent. Ce dernier s’adresse surtout
aux propriétaires de résidences se-
condaires souhaitant conserver leur
bien, mais ne l’utilisant qu’épisodi-
quement. Au sein de régions sélec-
tionnées, les responsables de ce
concept leur proposent d’exploiter
leur résidence secondaire pour une
période définie. Des rénovations sont
entreprises, sans que les proprié-
taires doivent participer aux coûts.
Une fois les travaux terminés, ces lo-
gements sont mis en location. A l’is-
sue d’une durée déterminée, ils re-
tournent à leur propriétaire. Ce projet
a l’avantage de profiter à tous les ac-
teurs impliqués. Il est attrayant aussi
bien pour les destinations concer-
nées (emplois générés par les réno-
vations), que pour le secteur touris-
tique (diversification et amélioration
des offres de logements), ainsi que
pour les propriétaires des résidences
secondaires gérées par RenoRent
(prise en charge de la rénovation et
versement de revenus découlant de
la location de leur bien). Informations
complémentaires : fhgr.ch/renorent 

I RIASSUfzN

àaloriOOaOione delle residenOe
secondarie esistenti
La Svizzera conta più di 350’000 resi-
denze secondarie, all’interno dello
spazio alpino. Molte di loro sono sta-
te costruite attorno al 1980. Quando i
proprietari trasmettono la loro pro-

prietà ai loro successori, questi ultimi
sono spesso meno attaccati ad essa,
o ancora meno legati alle regioni nelle
quali si trovano. È in questo contesto,
che l’Istituto del turismo e del tempo
libero dell’Alta Scuola dei Grigioni ha
sviluppato un progetto denominato
RenoRent. Quest’ultimo si rivolge so-
prattutto ai proprietari di residenze
secondarie che desiderino mantene-
re la loro proprietà, ma utilizzandole
solo occasionalmente. All’interno del-
le regioni selezionate, i responsabili di
questo concetto offrono loro di pren-
dere a carico la loro residenza secon-
daria per un periodo definito. Vengo-
no intrapresi dei lavori di
ristrutturazione, senza che i proprie-
tari debbano partecipare ai costi di
trasformazione. Una volta completati i
lavori, le residenze secondarie vengo-
no messe in affitto. Al termine di un
periodo fissato, gli alloggi di vacanza
ritornano ai loro proprietari. Questo
progetto ha il vantaggio di portare dei
benefici a tutti gli attori interessati. Es-
so è anche attrattivo per le destina-
zioni coinvolte (attrattività della stazio-
ne turistica – posti di lavoro generati
dalle ristrutturazioni), oltre che per il
settore turistico (diversificazione e mi-
glioramento delle offerte abitative),
nonché per i proprietari delle residen-
ze secondarie gestite da RenoRent
(presa a carico della ristrutturazione e
versamento del reddito derivante dal-
l’affitto della loro proprietà). Informa-
zioni complementari : fhgr.ch/renorent 

Die drei Gründer der Reno Rent AG in Davos (v.l.n.r. Martin Bernhard, Marc Kunz und Nando Fopp)


